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Schluß. Es kann vor seiner Entscheidung eine mündliche Verhandlung 
durchführen und den Betroffenen zu seinem Einspruch hören. Weiterhin 
kann es eine Stellungnahme des gesellschaftlichen Organs der Rechts­
pflege beiziehen, den Vorsitzenden oder andere Mitglieder dieses Rechts­
pflegeorgans und andere Bürger zur mündlichen Verhandlung laden, so­
weit dies zu seiner Entscheidung erforderlich ist.

(2) Das Kreisgericht kann die Entscheidung eines gesellschaftlichen Or­
gans der Rechtspflege aufheben und die Sache mit entsprechenden Emp­
fehlungen zur erneuten Beratung und Entscheidung an dieses zurück­
geben oder den Einspruch, wenn er unbegründet ist, zurückweisen.

(3) Das Kreisgericht kann von einer Rückgabe der Sache an das gesell­
schaftliche Organ der Rechtspflege absehen und selbst endgültig entschei­
den, wenn feststeht, daß der Betroffene nicht verantwortlich ist oder 
wenn nur noch über die Wiedergutmachung eines Schadens oder über 
die Herabsetzung einer Geldbuße zu entscheiden ist. Im Falle einer Be­
leidigung, Verleumdung oder eines Hausfriedensbruches oder bei Scha­
densersatzansprüchen kann eine gütliche Einigung erfolgen.

(4) Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts über den Einspruch ist 
kein Rechtsmittel gegeben.

ZEHNTER ABSCHNITT

Verfahren bei Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
jüber eine polizeiliche Strafverfügung

Vorbemerkung: Vgl. Satz 1 und 2 der Anm. zu § 100 Abs. 1.

§278
Zulässigkeit des Antrages

(1) Gegen die polizeiliche Strafverfügung wegen einer Verfehlung
kann der Betroffene innerhalb von einer "Woche nach Zustellung bei der 
Deutschen Volkspolizei schriftlich oder zu Protokoll Antrag auf gericht­
liche Entscheidung stellen._______

(2) Die Deutsche Volkspolizei kann die Strafverfügung zurücknehmen, 
anderenfalls übersendet sie die Akten dem Kreisgericht.

§279
rtauptverhandlung

(1) Wird der Antrag rechtzeitig gestellt, entscheidet das Kreisgericht 
in einer Hauptverhandlung. Der Eröffnung des Hauptverfahrens bedarf 
es nicht.

(2) Der Antrag kann bis zum Ende der Schlußvorträge in der Haupt­
verhandlung zurückgenommen: werden.

(3) Bleibt der Antragsteller unentschuldigt in der Hauptverhandlung 
aus, wird der Antrag ohne Beweisaufnahme durch Urteil verworfen.


